
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  16. Juni 2021  

 
Mandantenbrief Juni 2021 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemeines 

· Überprüfung der Steuerbegünstigung von Vereinen - Finanzämter informieren über 
Abgabepflicht 

· Wohnungseigentümerversammlung muss auch während COVID-19-Pandemie 
stattfinden 

Einkommensteuer 

· Nach § 82b EStDV nicht verteilte Restbeträge: Vollabzug beim Erblasser im Todes-
jahr  

 
Umsatzsteuer 

· Versandhandel wird zum Fernverkauf 
 
Lohn und Gehalt 

· Verringerung der 1 %-Pauschale um Aufwendungen des Arbeitnehmers 

· Anhebung der Zeitgrenzen für kurzfristige Beschäftigungen 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 



 
Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2021 
 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.06.20211 12.07.20212 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag 

10.06.2021 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.06.2021 entfällt 

Umsatzsteuer 10.06.20213 12.07.20214 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung5 14.06.2021 15.07.2021 
Scheck6 10.06.2021 10.07.2021 

Sozialversicherung7 28.06.2021 28.07.2021 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 

Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 
 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfrist-

verlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszu-
schläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit 
(d. h. am 24.06.2021/26.07.2021, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu be-
achten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen 
Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 



 

Allgemeines 

Überprüfung der Steuerbegünstigung von Vereinen - Finanzämter infor-
mieren über Abgabepflicht 
Viele Vereine könnten demnächst vom Finanzamt ein Informationsschreiben zur Ab-
gabe der Steuererklärungen erhalten, da das Finanzamt in der Regel alle drei Jahre 
überprüft, ob Vereine und andere Organisationen (z. B. Stiftungen), die gemeinnützi-
ge, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen (z. B. Sport- und Musikvereine, För-
dervereine von Schulen oder Kindertagesstätten, Naturschutzvereine usw.), in der 
zurückliegenden Zeit mit ihren Tätigkeiten die Voraussetzungen für die Befreiung von 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer erfüllt haben.  
Da der Prüfungszeitraum nicht bei allen Vereinen zum gleichen Zeitpunkt endet, sind 
von der jetzt beginnenden Überprüfung nicht sämtliche Vereine betroffen, jedoch 
werden sie ein Anschreiben des Finanzamtes erhalten, das über die Abgabepflicht 
der Unterlagen informiert. 

Wohnungseigentümerversammlung muss auch während COVID-19-
Pandemie stattfinden 
Das Landgericht Frankfurt am Main entschied, dass sich ein WEG-Verwalter nicht 
unter Hinweis auf die Corona-Pandemie weigern kann, eine Eigentümerversamm-
lung durchzuführen. 
Im Streitfall hatte sich der Verwalter geweigert, die jährliche Versammlung einzuberu-
fen und durchzuführen. Dieser Grundsatz gelte nach Ansicht des Landgerichts 
Frankfurt auch während der Pandemie weiter, da die Versammlung der zentrale Ort 
für die Entscheidungen der Eigentümer sei. Dabei sei nicht relevant, ob ein höherer 
Aufwand betrieben werden müsse, um die geltenden Hygienevorschriften einzuhal-
ten. Solange dieser Aufwand noch vertretbar sei und öffentlich-rechtliche Vorschrif-
ten nicht entgegenstehen, müsse die Versammlung stattfinden. 

Einkommensteuer 

Fahrtkosten zur Betreuung von Enkelkindern als außergewöhnliche Be-
lastungen? 
Großeltern können die Fahrtkosten zur Betreuung von Enkelkindern nicht als außer-
gewöhnliche Belastungen geltend machen. So entschied das Finanzgericht Münster. 
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz, dass Aufwendungen für Besuche zwischen 
Angehörigen nicht berücksichtigt werden können, auch wenn sie im Einzelfall außer-
gewöhnlich hoch sind, seien nur zulässig, wenn Besuchsfahrten ausschließlich zum 
Zwecke der Heilung oder Linderung einer Krankheit oder eines Leidens getätigt wer-
den oder den Zweck verfolgen, die Krankheit oder ein Leiden erträglicher zu machen, 
sodass die Kosten zu den unmittelbaren Krankheitskosten rechnen. 
Im Streitfall liege keine derartige Situation vor, die aus sittlichen Gründen eine Aus-
nahme von dem Grundsatz rechtfertige, dass Besuchsfahrten zu Angehörigen nicht 
steuerlich berücksichtigt werden können. Insbesondere folge eine sittliche Zwangs-
läufigkeit nicht aus dem grundrechtlichen Schutz von Ehe und Familie.  
Art. 6 Abs. 1 GG stelle die elterliche Entscheidung für Kinder unter besonderen 
Schutz und verbiete, er-werbstätigen Eltern bei der Einkommensbesteuerung die 
"Vermeidbarkeit" ihrer Kinder entgegenzuhalten. Erwerbsbedingt notwendige Kinder-
betreuungskosten müssten daher zumindest als zwangsläufige Aufwendungen der 



 
grundrechtlich geschützten privaten Lebensführung grundsätzlich in realitätsgerech-
ter Höhe abziehbar sein.  
Diese durch die Verfassung vorgegebenen Grundsätze fänden aber - entgegen der 
Auffassung der Kläger - nur auf die Eltern der Kinder, nicht aber auf die Großeltern 
Anwendung. Denn die Eltern und nicht die Großeltern hätten die Pflicht und das 
Recht, für das minderjährige Kind zu sorgen (elterliche Sorge). 

Nach § 82b EStDV nicht verteilte Restbeträge: Vollabzug beim Erblasser 
im Todesjahr  
Vermieter können größere Aufwendungen für die Erhaltung von Gebäuden unter ge-
wissen Voraussetzungen auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen. Dies kann 
insbesondere sinnvoll sein, um die Steuerprogression zu senken. Der BFH 
(10.11.20, IX R 31/19) hat nun geklärt, dass noch nicht verbrauchte Beträge im Erb-
fall in der Steuererklärung des Erblassers zu berücksichtigen sind. 

Umsatzsteuer 

Versandhandel wird zum Fernverkauf 
Aus umsatzsteuerlichen Versandhandelsumsätzen werden zum 01.07.2021 sog. 
Fernverkäufe. Die derzeitige sog. Versandhandelsregelung wird zum 30.06.2021 
durch die Fernverkaufsregelung bei innergemeinschaftlichen Lieferungen an Nichtun-
ternehmer abgelöst. Damit einhergehend fallen die bislang geltenden länderspezifi-
schen Lieferschwellen weg. Diese hatten bislang zur Folge, dass sich gerade kleine 
und mittlere Unternehmen bei geringen Auslandsumsätzen im Ausland nicht umsatz-
steuerlich registrieren mussten. 
Bei Fernverkäufen gegenüber Nichtunternehmern gilt künftig: Der Ort der - grenz-
überschreitenden - Lieferung befindet sich dort, wo sich der Gegenstand bei Trans-
portende befindet. Voraussetzung ist, der liefernde Unternehmer hat die EU-
einheitliche Geringfügigkeitsschwelle von 10.000 Euro überschritten; oder er hat auf 
deren Anwendung verzichtet. Dies dürfte dazu führen, dass mehr Unternehmer als 
bislang im Ausland Umsätze versteuern müssen. Um dies zu erleichtern, können Un-
ternehmer das neue besondere Besteuerungsverfahren, den sog. One-Stop-Shop 
(OSS), nutzen. 
Die Teilnahme am besonderen Besteuerungsverfahren kann seit dem 01.04.2021 mit 
Wirkung zum 01.07.2021 elektronisch über das BZStOnline‑Portal (BOP) beantragt 
werden. Unternehmer, die bereits den sog. Mini-One-Stop-Shop nutzen, müssen sich 
nicht erneut registrieren. 
Für die Sonderregelungen registrierte Unternehmer können im jeweiligen Bereich 
des BOP ihre Registrierungsdaten ändern, ihre Steuererklärung abgeben und berich-
tigen sowie sich vom Verfahren abmelden. 
Das Bundesministerium der Finanzen hat zwischenzeitlich auch das finale Schreiben 
zur zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets veröffentlicht. Dieses stellt klar, 
dass die neue Geringfügigkeitsschwelle von 10.000 Euro im Kalenderjahr 2021 nicht 
zeitanteilig aufzuteilen ist (Abschn. 3a.9a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1  
Satz 2). 
Handlungsbedarf besteht bei Online-Händler, die umsatzsteuerlich als Kleinunter-
nehmer gelten. Überschreiten sie die neue EU-weite einheitliche Lieferschwelle in 
Höhe von 10.000 Euro, können sie Meldepflichten im Ausland treffen. Sie sollten da-
her bereits jetzt prüfen, ob eine Teilnahme am OSS-Verfahren für sie in Frage 
kommt. 



 
Lohn und Gehalt 

Verringerung der 1 %-Pauschale um Aufwendungen des Arbeitnehmers 
Die Ermittlung der Kosten für die private Nutzung eines dem Arbeitnehmer vom Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellten Pkw bereitet immer wieder Schwierigkeiten. Zwar 
sieht das Gesetz eine grundsätzlich einfache Regelung für die Bewertung vor, näm-
lich 1 % p. M. des inländischen Listenpreises des Pkw im Zeitpunkt der Zulassung, 
aber danach sind Besonderheiten und Ausnahmen zu berücksichtigen. Zu dieser 
Kategorie der Besonderheiten gehören auch Zuschüsse des  
Arbeitnehmers an den Arbeitgeber oder im abgekürzten Zahlungsweg geleistete Zu-
schüsse an Dritte.  
Hierzu rechnen sowohl Zuzahlungen zu den Anschaffungskosten des Pkws als auch 
laufende Zahlungen, die unmittelbar mit der Pkw-Nutzung in Zusammenhang stehen. 
Diese Anschaffungskosten-Zuzahlung ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
von dem Listenpreis zu kürzen. Die Finanzverwaltung lässt aber auch eine andere 
Methode zum Abzug zu. Es kann auch der gesamte Zuschussbetrag solange von der 
Nutzungseinnahme abgezogen werden (bis auf 0,00 Euro p. M.), bis der Zuschuss 
insgesamt abgegolten ist. Dies gilt auch für die Übernahme anderer laufender Kosten 
durch den Arbeitnehmer, wie z. B. Benzinkosten, Wagenwäsche, Reparaturen oder 
TÜV-Gebühren. Ein besonderer Streitpunkt sind häufig die Kosten einer dem Arbeit-
nehmer gehörenden oder von ihm angemieteten Garage. 
Verlangt der Arbeitgeber die Einstellung des Kfz, dann können auch dafür anfallende 
Kosten der Garage (AfA, Zinsen, Grundsteuer und lfd. Betriebskosten) bzw. die Mie-
te vom Nutzungswert abgezogen werden. Dieses Verlangen muss aber aus tatsäch-
lichen Gründen notwendig sein (z. B. wegen des Transports wertvoller Muster oder 
Waren durch einen Handelsvertreter oder weil häufiger Beschädigungen des Fahr-
zeugs erfolgt sind). Hat der Arbeitnehmer zwar das Fahrzeug in seiner Garage un-
tergestellt, war dies aber weder aus rechtlichen noch tatsächlichen Gründen notwen-
dig, dann können die dafür entstandenen Kosten nicht abgezogen werden. 
Die Nutzungswertermittlung nach der 1 %-Regelung lässt zwar einige Abzüge zu, es 
bedarf aber immer eines Zusammenhangs mit der Kfz-Nutzung, der zwangsläufig 
und unmittelbar ist. 

Anhebung der Zeitgrenzen für kurzfristige Beschäftigungen  
Die Zeitgrenzen für eine kurzfristige Beschäftigung wurden für die Zeit vom 
01.03.2021 bis 31.10.2021 von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen auf vier Monate 
bzw. 102 Arbeitstage vorübergehend angehoben. Diese Übergangsregelung ist am 
01.06.2021 in Kraft getreten (Viertes Gesetz zur Änderung des Seefischereigeset-
zes, BGBl I 2021 vom 31.05.2021, Seite 1170). 


